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Änderungen, die gegenüber der geltenden Rechtslage materielle 
www.bau-sh.de 

Anforderungen reduzieren und teilweise auch zu einer Ver-
einfachung der Verfahren führen können. 

1. Bauproduktenrecht

Die ausdrückliche Einbeziehung wiederverwendeter Bauprodukte in 
die LBO schafft zwar eine klarere rechtliche Einordnung, führt 
jedoch nicht ohne Weiteres zu einer praktischen Erleichterung ihrer 
Wiederverwendung. Insbesondere bleiben die mit der Bereitstellung 
und dem Nachweis der Verwendbarkeit verbundenen An­
forderungen bestehen. Die während der Übergangsphase er­
forderliche parallele Anwendung des bisherigen und des neuen 
Bauproduktenrechts erhöht zudem zunächst die Komplexität für die 
Praxis. 

2. Umbau im Bestand - § 51a LBO

Den Entwurf des§ 51 a LBO bewerten wir positiv. Er enthält 
Erleichterungen insbesondere für Aufstockungen, 
Dachgeschossausbauten und die Umnutzung bestehender 
Nutzungseinheiten zu Wohnraum. Von besonderer Bedeutung sind 
die Erleichterungen bei Abstandsflächen, Schallschutz und 
Brandschutz. 

Ein Schwachpunkt bleibt allerdings die Komplexität des neuen 
§ 51 a. Die vorgesehenen Erleichterungen sind mit zahlreichen
Voraussetzungen und Ausnahmen verbunden. Dies gilt
insbesondere für den Brandschutz. So wird das abgesenkte
Anforderungsniveau bei Aufstockungen und Dachgeschoss­
ausbauten teilweise von zusätzlichen Anforderungen an notwendige
Treppenräume, Türen und Decken abhängig gemacht. Damit
besteht die Gefahr, dass die beabsichtigte Erleichterung im Einzel­
fall durch zusätzliche Ertüchtigungsmaßnahmen am Bestand
teilweise wieder aufgezehrt wird. Die Regelung sollte daher darauf
überprüft werden, ob sämtliche dieser zusätzlichen Anforderungen
erforderlich und verhältnismäßig sind.
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